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BUNDESARBEITSGERICHT 
 
 
10 AZR 612/10 
9 Sa 642/09 
Landesarbeitsgericht 
Köln 
 

Im Namen des Volkes! 
Verkündet am 
18. Januar 2012 

URTEIL 
Jatz, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle 

 
 

In Sachen 

 

 Kläger, Berufungsbeklagter, Berufungskläger und Revisionskläger, 

 

 

 
pp. 

 

 

 

 

 Beklagte, Berufungsklägerin, Berufungsbeklagte und Revisions- 

 beklagte, 

 

 

 

hat der Zehnte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mündlichen 

Verhandlung vom 18. Januar 2012 durch den Vorsitzenden Richter am 

Bundesarbeitsgericht Prof. Dr. Mikosch, die Richter am Bundesarbeitsgericht 
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Schmitz-Scholemann und Mestwerdt sowie den ehrenamtlichen Richter Beck 

und die ehrenamtliche Richterin Maurer für Recht erkannt: 

1. Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Lan-
desarbeitsgerichts Köln vom 20. Januar 2010 - 9 Sa 
642/09 - aufgehoben, soweit es auf die Berufung der 
Beklagten das Urteil des Arbeitsgerichts Köln vom 
27. März 2009 - 1 Ca 6884/08 - abgeändert hat. 

2. Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des 
Arbeitsgerichts Köln vom 27. März 2009 - 1 Ca 
6884/08 - wird mit der Maßgabe zurückgewiesen, dass 
die Beklagte Zinsen aus 15.300,00 Euro erst seit dem 
15. April 2008, Zinsen aus 29.000,00 Euro erst seit dem 
15. April 2009 und Zinsen aus 47.000,00 Euro erst seit 
dem 15. April 2010 zu zahlen hat. 

3. Die Beklagte hat die Kosten der Revision zu tragen. Im 
Übrigen haben der Kläger 3/4 und die Beklagte 1/4 der 
Kosten des Rechtsstreits, einschließlich der Kosten des 
Nichtzulassungsbeschwerdeverfahrens, zu tragen. 

 
 

Von Rechts wegen! 
 
 
 

Tatbestand 
 

Die Parteien streiten noch über Zahlungen iHv. insgesamt 

91.300,00 Euro, die von der Beklagten als „Gratifikationen“ bezeichnet und von 

dem künftigen Bestand des Arbeitsverhältnisses abhängig gemacht worden 

sind. 

Der Kläger trat aufgrund Anstellungsvertrags vom 17. Dezember 2002 

am 1. Januar 2003 als Wertpapierhändler in die Dienste der Beklagten. Das 

Arbeitsverhältnis endete durch ordentliche Kündigung des Klägers vom 

28. März 2008 am 30. Juni 2008. Zuletzt erhielt der Kläger ein monatliches 

Gehalt iHv. 4.500,00 Euro brutto.  

Mit Schreiben vom 9. März 2005 teilte die Beklagte dem Kläger Folgen-

des mit: 
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         „... 

 wir freuen uns Ihnen mitteilen zu dürfen, dass wir Ihnen 
auf Grund Ihres Beitrages zum Erfolg unseres Unterneh-
mens im Geschäftsjahr 2004 eine freiwillige einmalige 
Sonderzahlung in Höhe von EUR 15.300,00 brutto zahlen 
werden. Wir weisen darauf hin, dass die Sonderzahlung 
stets unter dem Widerspruchsvorbehalt steht und eine 
etwaige wiederholte Zahlung keinen Rechtsanspruch auf 
zukünftige Zahlung begründet. 

 Neben der vorgenannten Sonderzahlung möchten wir 
Ihnen mitteilen, dass wir für den Fall, dass das mit Ihnen 
bestehende Arbeitsverhältnis am 15. April 2008 ungekün-
digt fortbesteht, Ihnen eine Gratifikation in Höhe von 
EUR 15.300,00 brutto zur Honorierung der Betriebszuge-
hörigkeit zahlen werden. 

 Um die Auskehrung der einmaligen freiwilligen Sonder-
zahlung veranlassen zu können, bitten wir Sie der guten 
Ordnung halber und zum Zeichen Ihres Einverständnis-
ses, die Zweitschrift dieses Briefes unterschrieben zurück-
zugeben. 

 ...“ 

 

Der Kläger unterzeichnete das Schreiben.  

Mit im Wesentlichen gleichlautenden Schreiben von März 2006 und 

März 2007 erklärte die Beklagte, dem Kläger für die vorangegangenen Ge-

schäftsjahre jeweils eine Erfolgsbeteiligung (29.000,00 Euro brutto für 2005 und 

50.000,00 Euro brutto für 2006) sowie einen weiteren Betrag für den Fall des 

ungekündigten Bestands des Arbeitsverhältnisses am 15. April 2009 

(29.0000,00 Euro brutto) bzw. 15. April 2010 (47.000,00 Euro brutto) zahlen zu 

wollen. Auch diese Schreiben unterzeichnete der Kläger. 

Der Kläger hat vorgetragen, tatsächlich handle es sich bei den in den 

drei Schreiben genannten „Sonderzahlungen“ und „Gratifikationen“ um Bonus-

ansprüche. Bei seiner Einstellung sei ihm erklärt worden, er erhalte einen 

Bonus iHv. 20 % des von ihm erwirtschafteten Gewinns, und zwar in zwei gleich 

hohen Beträgen, wobei die erste Hälfte zum 15. April des Folgejahres und die 

zweite Hälfte drei Jahre später gezahlt werde, sofern bis dahin das Arbeitsver-

hältnis ungekündigt fortbestehe. 
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Der Kläger hat beantragt, 

         die Beklagte zu verurteilen, an ihn 91.300,00 Euro brutto 
nebst Zinsen iHv. fünf Prozentpunkten über dem jeweili-
gen Basiszinssatz aus 15.300,00 Euro seit dem 15. April 
2008, aus 29.000,00 Euro seit dem 15. April 2009 und aus 
47.000,00 Euro seit dem 15. April 2010 zu zahlen. 

 

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat vorgetragen, 

eine Bonuszusage sei weder dem Kläger noch anderen bei ihr als Händler 

beschäftigten Arbeitnehmern erteilt worden. Sie entscheide für jedes Geschäfts-

jahr erneut, ob in Anbetracht der persönlichen Leistung des Arbeitnehmers eine 

einmalige leistungsabhängige Prämie gezahlt werde. Die Entscheidung werde 

nach Gutdünken getroffen und nicht nach festen Berechnungsgrundlagen. Aus 

den drei Schreiben ergebe sich, dass es sich bei den zugesagten Beträgen 

einerseits um freiwillige einmalige Sonderzahlungen, andererseits um Treue-

prämien gehandelt habe, deren Auszahlung zulässigerweise an die - hier nicht 

eingetretene - Bedingung geknüpft worden sei, dass das Arbeitsverhältnis nach 

Ablauf von drei Jahren noch ungekündigt fortbestehe.   

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Das Landesarbeitsge-

richt hat sie abgewiesen. Mit der vom Senat zugelassenen Revision erstrebt der 

Kläger die Wiederherstellung des erstinstanzlichen Urteils. 

 

Entscheidungsgründe 
 

Die Revision hat Erfolg. Die Klage ist in dem noch anhängigen Umfang 

begründet. Dem Kläger stehen die erhobenen Vergütungsansprüche aufgrund 

der Vereinbarungen vom 9. März 2005, 16. März 2006 und 29. März 2007 zu. 

Die betreffenden Vereinbarungen sind Allgemeine Geschäftsbedingungen. Sie 

regeln Zahlungsansprüche, die an den jeweils im vorausgegangenen Jahr vom 

Kläger erbrachten Beitrag zum Unternehmenserfolg anknüpfen und gleichzeitig 

die künftige Betriebstreue honorieren sollen (unter I 1). Zwar ist die jeweils 

genannte Voraussetzung, nämlich der ungekündigte Bestand des Arbeitsver-
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hältnisses jeweils am 15. April der Jahre 2008, 2009 und 2010, nicht erfüllt. Das 

ist jedoch unschädlich, weil die Vereinbarung dieser Anspruchsvoraussetzung 

nach § 307 Abs. 1 Satz 1 iVm. Abs. 2 Nr. 1 und Nr. 2 BGB unwirksam ist (unter 

I 2). 

I. Grundlage der Vergütungsansprüche ist die jeweils im zweiten Absatz 

der Vereinbarungen vom 9. März 2005, 16. März 2006 und 29. März 2007 

gleichlautend getroffene Regelung.  

1. Darin verpflichtet sich die Beklagte jeweils zur Zahlung eines bestimm-

ten Betrags. Die jeweilige Zusage knüpft an die Leistung des Klägers im voran-

gegangenen Jahr an und bestimmt zugleich die Honorierung der Betriebstreue 

zum Leistungszweck.  

a) Die Vereinbarungen sind Allgemeine Geschäftsbedingungen. 

aa) Die jeweiligen Schreiben an den Kläger enthalten Vertragsbedingun-

gen, die von der Beklagten zur Verwendung für eine Vielzahl von Verträgen 

vorformuliert und dem Kläger bei Vertragsabschluss gestellt wurden. Wird ein 

Text in mindestens drei Fällen zur Grundlage von Vertragsbedingungen ge-

macht, ist das Merkmal „vorformulierte Vertragsbedingungen für eine Vielzahl 

von Verträgen” iSd. § 305 Abs. 1 Satz 1 BGB erfüllt (vgl. BAG 25. Mai 2005 

- 5 AZR 572/04 - zu VII der Gründe, BAGE 115, 19). Diese Voraussetzung ist 

gegeben. 

bb) Allgemeine Geschäftsbedingungen sind nach ihrem objektiven Inhalt 

und typischen Sinn einheitlich so auszulegen, wie sie von verständigen und 

redlichen Vertragspartnern unter Abwägung der Interessen der normalerweise 

beteiligten Verkehrskreise verstanden werden, wobei nicht die Verständnismög-

lichkeiten des konkreten, sondern die des durchschnittlichen Vertragspartners 

des Verwenders zugrunde zu legen sind. Ansatzpunkt für die nicht am Willen 

der jeweiligen Vertragspartner zu orientierende Auslegung Allgemeiner Ge-

schäftsbedingungen ist in erster Linie der Vertragswortlaut. Ist dieser nicht 

eindeutig, kommt es für die Auslegung entscheidend darauf an, wie der Ver-
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tragstext aus Sicht der typischerweise an Geschäften dieser Art beteiligten 

Verkehrskreise zu verstehen ist, wobei der Vertragswille verständiger und 

redlicher Vertragspartner beachtet werden muss. Soweit auch der mit dem 

Vertrag verfolgte Zweck einzubeziehen ist, kann das nur in Bezug auf typische 

und von redlichen Geschäftspartnern verfolgte Ziele gelten (BAG 8. Dezember 

2010 - 10 AZR 671/09 - Rn. 15, AP BGB § 242 Betriebliche Übung Nr. 91 = EzA 

BGB 2002 § 307 Nr. 51). 

b) Im Streitfall soll die Zahlung die erwartete Betriebstreue belohnen und 

knüpft dabei an die Leistung des Klägers im Bezugszeitraum (im jeweils voran-

gegangenen Kalenderjahr) an, indem sie sich der Höhe nach am Beitrag des 

Klägers zum Unternehmenserfolg ausrichtet. Es handelt sich damit um eine 

Sonderzahlung mit Mischcharakter. Wenn die Beklagte demgegenüber geltend 

macht, sie habe die Höhe der Zahlung rein nach Gutdünken bestimmt, so mag 

das zutreffen. Es ändert aber nichts daran, dass sie ihr Gutdünken hinsichtlich 

der Höhe der zugesagten Leistung, soweit nach außen erkennbar, nicht willkür-

lich wahrnahm und auch nicht an Treuegesichtspunkten ausrichtete, sondern 

an der Arbeitsleistung des Klägers im vorausgegangenen Jahr anknüpfte. 

Andernfalls wäre nicht erklärbar, dass sie die Zahlung in allen drei Jahren auf 

genau oder doch in etwa denselben Betrag festsetzte, der - nach dem ersten 

Absatz der jeweiligen Vereinbarung - aus ihrer Sicht dem Beitrag des Klägers 

zum Erfolg des Unternehmens in dem der Vereinbarung vorausgegangenen 

Jahr entsprach. Nicht erklärbar wäre auch, warum die Beklagte den Wert der 

Betriebstreue in drei Jahren so unterschiedlich ansetzte, wie es geschehen ist. 

In dieselbe Richtung weist schließlich der Umstand, dass die Zahlungen mehr 

als 25 vH, mehr als 50 vH und nahezu 100 vH des Jahresgrundgehalts im 

abgelaufenen Kalenderjahr betragen sollten. Dass Leistungen in dieser Höhe 

allein das zukünftige langjährige - gegebenenfalls auch weniger erfolgreiche - 

Verharren im Vertragsverhältnis sicherstellen und nicht wenigstens auch in 

einem Verhältnis zur vom Arbeitnehmer im Bezugsjahr erbrachten Arbeitsleis-

tung stehen sollen, kann gerade in einer auf kurzfristige Erfolge orientierten 

Branche wie dem Wertpapierhandel nicht angenommen werden.  
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2. Der Anspruch ist nicht deshalb ausgeschlossen, weil der Kläger jeweils 

am 15. April der Jahre 2008, 2009 und 2010 nicht mehr in einem ungekündigten 

Arbeitsverhältnis zur Beklagten stand. Die entsprechende Einschränkung des 

Anspruchs in der jeweiligen Vereinbarung der Parteien ist nach § 307 Abs. 1 

Satz 1 BGB unwirksam, weil sie den Kläger unangemessen benachteiligt.  

a) Nach § 307 Abs. 2 Nr. 1 BGB ist eine unangemessene Benachteiligung 

im Zweifel anzunehmen, wenn eine Bestimmung mit wesentlichen Grundge-

danken der gesetzlichen Regelung, von der abgewichen wird, nicht zu verein-

baren ist. 

aa) Von maßgeblicher Bedeutung ist insoweit, ob die gesetzliche Regelung 

nicht nur auf Zweckmäßigkeitserwägungen beruht, sondern eine Ausprägung 

des Gerechtigkeitsgebots darstellt. Die Frage, ob eine gegen Treu und Glauben 

verstoßende unangemessene Benachteiligung des Vertragspartners des 

Klauselverwenders vorliegt, ist auf der Grundlage einer Abwägung der berech-

tigten Interessen der Beteiligten zu beantworten. Hierbei ist das Interesse des 

Verwenders an der Aufrechterhaltung der Klausel mit dem Interesse des Ver-

tragspartners an der Ersetzung der Klausel durch das Gesetz abzuwägen. Bei 

dieser wechselseitigen Berücksichtigung und Bewertung rechtlich anzuerken-

nender Interessen der Vertragspartner, bei der auch grundrechtlich geschützte 

Rechtspositionen zu beachten sind, ist ein genereller, typisierender Maßstab 

anzulegen (BAG 24. Oktober 2007 - 10 AZR 825/06 - Rn. 23, BAGE 124, 259; 

25. April 2007 - 5 AZR 627/06 - Rn. 19 mwN, BAGE 122, 182). 

bb) Rechtsvorschriften iSv. § 307 Abs. 3 Satz 1 BGB sind nicht nur die 

Gesetzesbestimmungen selbst, sondern die dem Gerechtigkeitsgebot entspre-

chenden allgemein anerkannten Rechtsgrundsätze, dh. auch alle ungeschrie-

benen Rechtsgrundsätze, die Regeln des Richterrechts oder die aufgrund 

ergänzender Auslegung nach den §§ 157, 242 BGB und aus der Natur des 

jeweiligen Schuldverhältnisses zu entnehmenden Rechte und Pflichten. In der 

Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts ist anerkannt, dass mit Sonderzah-

lungen verbundene einzelvertragliche Stichtags- und Rückzahlungsklauseln 

einen Arbeitnehmer nicht in unzulässiger Weise in seiner durch Art. 12 GG 
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garantierten Berufsfreiheit behindern dürfen und insoweit einer Inhaltskontrolle 

durch die Arbeitsgerichte gemäß § 307 BGB unterliegen (BAG 24. Oktober 

2007 - 10 AZR 825/06 - Rn. 24, BAGE 124, 259; 25. April 2007 - 10 AZR 

634/06 - BAGE 122, 174; 28. März 2007 - 10 AZR 261/06 - AP BGB § 611 

Gratifikation Nr. 265 = EzA BGB 2002 § 611 Gratifikation, Prämie Nr. 21). 

cc) Nach der bisherigen Rechtsprechung ist es dem Arbeitgeber nicht 

schlechthin versagt, Sonderzahlungen mit Bindungsklauseln zu versehen (BAG 

28. März 2007 - 10 AZR 261/06 - AP BGB § 611 Gratifikation Nr. 265 = EzA 

BGB 2002 § 611 Gratifikation, Prämie Nr. 21), solange die Zahlungen nicht 

ausschließlich Gegenleistung für schon erbrachte Arbeit sind. Das gilt sowohl 

für Klauseln, in denen sich der Arbeitnehmer verpflichtet, erfolgte Sonderzah-

lungen zurückzuerstatten, wenn er vor einem bestimmten Zeitpunkt das 

Arbeitsverhältnis von sich aus kündigt (Rückzahlungsklauseln), als auch für 

Regelungen, nach denen die Leistung der Sonderzahlung voraussetzt, dass der 

Arbeitnehmer zu einem bestimmten Zeitpunkt noch im Arbeitsverhältnis steht 

(Bestandsklauseln, Stichtagsklauseln; vgl. für den Fall, dass der Stichtag im 

Geschäftsjahr liegt: BAG 6. Mai 2009 - 10 AZR 443/08 - AP BGB § 307 Nr. 43 = 

EzA BGB 2002 § 307 Nr. 44). Allerdings dürfen derartige Klauseln den Arbeit-

nehmer nicht unangemessen benachteiligen. Insbesondere dürfen sie den 

Arbeitnehmer nicht in unzulässiger Weise in seiner Berufsfreiheit (Art. 12 Abs. 1 

GG) behindern und unterliegen insoweit einer Inhaltskontrolle durch die 

Arbeitsgerichte gemäß § 307 BGB (BAG 24. Oktober 2007 - 10 AZR 825/06 - 

BAGE 124, 259; 28. März 2007 - 10 AZR 261/06 - AP BGB § 611 Gratifikation 

Nr. 265 = EzA BGB 2002 § 611 Gratifikation, Prämie Nr. 21). 

b) Bei Anwendung dieser Grundsätze hält die hier zur Beurteilung stehen-

de Stichtagsklausel der Inhaltskontrolle nicht stand. Eine Sonderzahlung, die 

jedenfalls auch Vergütung für bereits erbrachte Arbeitsleistung darstellt, kann 

nicht vom ungekündigten Bestand des Arbeitsverhältnisses zu einem Zeitpunkt 

außerhalb des Bezugszeitraums, in dem die Arbeitsleistung erbracht wurde, 

abhängig gemacht werden.  
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aa) Die Stichtagsklausel steht im Widerspruch zum Grundgedanken des 

§ 611 Abs. 1 BGB, indem sie dem Arbeitnehmer bereits erarbeiteten Lohn 

entzieht. Sie verkürzt außerdem in nicht zu rechtfertigender Weise die nach 

Art. 12 Abs. 1 GG geschützte Berufsfreiheit des Arbeitnehmers, weil sie die 

Ausübung seines Kündigungsrechts unzulässig erschwert (vgl. für Bonuszah-

lungen: BAG 24. Oktober 2007 - 10 AZR 825/06 - Rn. 25 ff., BAGE 124, 259). 

Ein berechtigtes Interesse des Arbeitgebers, dem Arbeitnehmer Lohn für 

geleistete Arbeit gegebenenfalls vorenthalten zu können, ist nicht ersichtlich.  

bb) Das wird im Streitfall besonders deutlich. Der Kläger hatte nicht nur in 

den Bezugsjahren 2004 bis 2006 seine Arbeitsleistung erbracht, sondern die 

erste Wartefrist fast vollständig, die zweite zu zwei Dritteln und die dritte zu 

einem Drittel zurückgelegt. Dennoch müsste er bei Anwendung der Klausel im 

Falle vorzeitiger Kündigung den Verlust des Anspruchs auf Vergütung für 

bereits geleistete Dienste iHv. nahezu 200 vH eines Jahresgrundgehalts in Kauf 

nehmen. 

cc)  Eine derartige faktische Einschränkung des Kündigungsrechts ist nicht 

durch den Zweck der Belohnung von Betriebstreue gedeckt. Das Arbeitsver-

hältnis dient dem Austausch von Arbeitsleistung und Arbeitsvergütung. Der 

Wert der Arbeitsleistung für den Arbeitgeber hängt von ihrer Qualität und vom 

Arbeitserfolg ab, regelmäßig jedoch nicht von der reinen Verweildauer des 

Arbeitnehmers im Arbeitsverhältnis. Die Honorierung zunehmender Beschäfti-

gungsdauer als solcher steht nicht in einem Verhältnis zur Qualität und zum 

Erfolg der Arbeitsleistung. Die einmal erbrachte Arbeitsleistung gewinnt auch 

regelmäßig nicht durch bloßes Verharren des Arbeitnehmers im Arbeitsverhält-

nis nachträglich an Wert. Dementsprechend erreichen Jubiläumsgelder und 

ähnliche Zuwendungen üblicherweise auch bei Weitem nicht die hier gegebene 

Größenordnung. Sie sind, gemessen an der regelmäßigen Vergütung, im 

Allgemeinen eher marginal. Führt aber, wie nach der hier zu beurteilenden 

Klausel, die reine Beschäftigungsdauer zu einem massiven Anspruchsaufwuchs 

bis hin zu einer Verdoppelung des Grundgehalts, so liegt auf der Hand, dass 

der Grund dafür eben nicht die - als solche für den Arbeitgeber wertlose - 
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Verweildauer selbst ist. Vielmehr hat die versprochene Zahlung ihren wahren 

Grund in der bereits erbrachten Leistung des Arbeitnehmers, die zuvor, gemes-

sen an dem vom Arbeitgeber selbst zugrunde gelegten Verhältnis von Leistung 

und Gegenleistung, noch nicht vollständig abgegolten war. 

dd) Weiter muss bedacht werden, dass der Arbeitgeber mit der hier maß-

geblichen Klausel seinem Vertragspartner ein nahezu inhaltsleeres Leistungs-

versprechen gibt, wenn er sich der Verpflichtung durch den bloßen Ausspruch 

einer in seinem Belieben stehenden Kündigung, die nach dem Wortlaut der hier 

maßgeblichen Klausel nicht einmal sozial gerechtfertigt sein muss, entziehen 

kann. Selbst demjenigen Arbeitnehmer, der sowohl die entsprechenden Arbeits-

leistungen und damit den Beitrag zum Erfolg des Unternehmens erbracht hat 

als auch von seiner Seite betriebstreu war, könnte der Anspruch entzogen 

werden. Das läuft auf die nur scheinbare Gewährung eines Rechtsanspruchs 

hinaus. Wesentliche Rechte des Arbeitnehmers, die sich aus der Natur des 

Vertrags ergeben, wären so eingeschränkt, dass eine Gefährdung des Ver-

tragszwecks nicht fernliegt (§ 307 Abs. 2 Nr. 2 BGB). Zwar ist der Arbeitgeber 

grundsätzlich frei in der Entscheidung, ob er vertraglich nicht vorgesehene 

Leistungen erbringen will oder nicht (BAG 18. März 2009 - 10 AZR 289/08 - 

Rn. 27, NJW 2009, 2619). Dieser Gesichtspunkt rechtfertigt es jedoch nicht, als 

Arbeitgeber einerseits die verhaltenssteuernde Wirkung eines bedingten ver-

traglichen Versprechens für die Zukunft in Anspruch zu nehmen, andererseits 

aber die Entscheidung über den Eintritt der Bedingung vom eigenen Willen 

abhängig zu machen und sie sich gewissermaßen bis zur letzten Stunde vorzu-

behalten. 

ee) Mit diesen Überlegungen stimmt die Rechtsprechung des Ersten 

Senats des Bundesarbeitsgerichts überein, nach der es § 88 BetrVG den 

Betriebsparteien verwehrt, den Anspruch auf eine variable Erfolgsvergütung 

vom Bestehen eines ungekündigten Anstellungsverhältnisses am Auszahlungs-

tag abhängig zu machen. § 88 BetrVG erlaubt den damit verbundenen Entzug 

verdienten Arbeitsentgelts nicht. Die in einer solchen Stichtagsregelung enthal-

tene auflösende Bedingung beschränkt auch die durch Art. 12 Abs. 1 GG 
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geschützte Berufsfreiheit des Arbeitnehmers übermäßig. Die Vorenthaltung 

einer bereits verdienten Arbeitsvergütung ist stets ein unangemessenes Mittel, 

die selbstbestimmte Arbeitsplatzaufgabe zu verzögern oder zu verhindern. Mit 

ihr sind Belastungen für den Arbeitnehmer verbunden, die unter Berücksichti-

gung der berechtigten Interessen eines Arbeitgebers nicht zu rechtfertigen sind 

(BAG 5. Juli 2011 - 1 AZR 94/10 - Rn. 28, 39, 43; 7. Juni 2011 - 1 AZR 807/09 - 

Rn. 34, EzA BetrVG 2001 § 88 Nr. 3).  

ff) Dass die Sonderzahlung im Streitfall auch die Betriebstreue honorieren 

sollte, ändert an dem Ergebnis nichts. Soweit der Senat die Auffassung vertre-

ten hat, Bestandsklauseln seien bei Sonderzahlungen bereits dann zulässig, 

wenn sie sowohl der Vergütung bereits erbrachter Arbeitsleistung als auch der 

Honorierung von Betriebstreue dienen (BAG 28. März 2007 - 10 AZR 261/06 - 

Rn. 18, AP BGB § 611 Gratifikation Nr. 265 = EzA BGB 2002 § 611 Gratifika-

tion, Prämie Nr. 21), gibt der Senat diese auf. Der zusätzliche Zweck ändert 

nichts daran, dass dem Arbeitnehmer entgegen der in § 611 BGB zum Aus-

druck kommenden Vorstellung des Gesetzgebers durch eine Bestandsklausel 

bereits verdiente Arbeitsvergütung entzogen würde. Ein schützenswertes 

Interesse des Arbeitgebers daran, das Verhältnis von Leistung und Gegenleis-

tung nachträglich zu verändern, kann nicht anerkannt werden. Dem Arbeitgeber 

ist es dadurch nicht verwehrt, Betriebstreue zu honorieren und einen finanziel-

len Anreiz für das Verbleiben des Arbeitnehmers im Arbeitsverhältnis zu schaf-

fen. Er hat die Möglichkeit, durch die Vereinbarung von Sonderzahlungen, die 

ausschließlich der Honorierung von Betriebstreue dienen, dem Arbeitnehmer 

deutlich zu machen, welchen Wert für ihn das Verbleiben im Arbeitsverhältnis 

darstellt (BAG 18. Januar 2012 - 10 AZR 667/10 -). Der Arbeitnehmer seiner-

seits kann darüber entscheiden, ob er die Verdienstchancen bei einem Arbeits-

platzwechsel vorzieht oder die Treueprämie in Anspruch nehmen will. Werden 

dagegen, wie im Streitfall, die Zwecke der Vergütung für erbrachte Leistung und 

Honorierung der Betriebstreue miteinander verbunden, kann der Arbeitnehmer 

von seinem Kündigungsrecht nur um den Preis des Verzichts auf Gegenleis-

tung für schon erbrachte Arbeit Gebrauch machen.  
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c) Die Folge der Unangemessenheit der in Rede stehenden Stichtags-

klausel ist ihre Unwirksamkeit. Sie ist nicht teilbar in dem Sinne, dass sie sich in 

einen der Honorierung von Betriebstreue und einen der Vergütung von Arbeits-

leistung dienenden Teil aufspalten ließe. Nach den Schreiben der Beklagten 

sind die beiden Zahlungszwecke unlösbar miteinander verbunden.  

II. Die Zinsansprüche sind nach § 286 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Nr. 1, § 288 

Abs. 1 BGB in dem noch geltend gemachten Umfang berechtigt.  

III.  Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 92, 97 ZPO. Der Kläger war in 

der Revision erfolgreich, ist jedoch im Übrigen zu etwa 3/4 unterlegen.  

 Mikosch  Mestwerdt  Schmitz-Scholemann  

  Beck  Maurer   
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